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Jorg Reinholz
Hafenstr. 67
34125 Kassel
B 0561 31722 77
&l 0561 317 22 76
Jorg Reinholz, Hafenstr. 67, 34125 Kassel joerg.reinholz@fastix.org

Kassel, am 01.03.2020
Staatsanwaltschaft Kassel

Kopie: zur Akte 3640 Js 34593/17 des AG
Kassel

Kopie: Ministerin der Justiz, Hessen
Kopie: Offentlichkeit

Ich erstatte Strafanzeige gegen

Richter am LG Kassel, Neumeier

Richter am LG Kassel, Quandel

Richterin am LG Kassel, Eymelt-Niemann
Richterin am LG Kassel, Lange

Président des LG Kassel Simon
Staatsanwaltin Jasmin Milas (StA Kassel)

SRR N

Die Beschuldigten zu 1 - 4 haben sich meiner Ansicht nach folgender Straftaten schuldig
gemacht:

1. Rechtsbeugung (8§ 339 StGB) in Tateinheit mit
2. Versuchte, schwere, mittelbar begangene Freiheitsberaubung (§239 Abs. 2, 3 StGB,
Beschuldigte 2 bis 4 in Mittéterschaft)

Der Beschuldigte zu 5 hat sich meiner Ansicht nach folgender Straftaten schuldig gemacht:

1. Vorsitzlich falsche Verdachtigung (§ 164 StGB) in Tateinheit mit
2. Versuchte, schwere, mittelbar begangene Freiheitsberaubung (§239 Abs. 2, 3 StGB)

Die Beschuldigte zu 6 hat sich meiner Ansicht nach folgender Straftat schuldig gemacht:

1. Rechtsbeugung (§ 339 StGB) in Tateinheit mit
2. Versuchter mittelbare Freiheitsberaubung (8239 Abs. 2, 3 StGB)
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Beweismittel

* Gesamte Akte des LG Kassel, Aktenzeichen 8 O 1209/15 mit zugehorigem Beschluss des 14
Zivilsenats, OLG Frankfurt vom 7. August 2018, Az. 14 W 42/18 soweit extra gefiihrt die
Akten der zugehorigen PKH-Verfahren, der Ordnungsmittelverfahren und der
Ablehnungsverfahren gegen die Richterinnen Neumeier, Quandel, Eimelt-Niemann, Lange

e Akte der StA Kassel, Aktenzeichen 3640 Js 34593/17

Tathergang

1. Taten des Beschuldigten zu 1. (Richter Neumeier)
Die Akte des 8 O 1209/15 des LG Kassel wird zweifelsfrei folgenden Sachverhalt ergeben:

1. Am 03.07.2015 hat der Richter Neumeier in einer Pressesache zu meinem Nachteil eine
Einstweilige Verfiigung ohne Anhérung meiner Person erlassen, obwohl die Antragsteller im
Antrag nicht einmal vortrugen, mich zuvor abgemahnt zu haben. Bereits diese Handlung des
Richters Neumeier war klar rechtswidrig, wie auch das BVerfG zuletzt in den Sachen Az. 1
BvR 1783/17; 1 BvR 2421/17 nochmals bekréftigt hat. Offensichtlich verletzt wurde mein
verfassungsrechtlichen Anspruch auf prozessuale Waffengleichheit aus Art. 3 Abs. 1 in
Verbindung mit Art. 20 Abs. 3 Grundgesetz (GG).

2. Mit Beschluss vom 05.10.2015 hat der Richter Neumeier meinen Prozesskostenhilfeantrag
zuriick gewiesen obwohl er genau wusste, dass dieser wegen seines ersten, eigenen
RechtsverstoRes sehr wohl Aussicht auf Erfolg hatte.

3. Mit Beschluss vom 05.10.2015 hat der Richter Neumeier, gegen mich ein Ordnungsgeld in
Hohe von 500 € mitsamst der Androhung von Ersatzhaft erlassen. Er tat dieses gleich
mehrfach bewusst rechtswidrig, namlich:

1. Klar entgegen prozessualer Vorschriften und war sich bewusst, dass er dieses zu diesem
Zeitpunkt nicht durfte, weil iiber meinen PKH-Antrag in dem Verfahren nicht
rechtskréftig entschieden war. Hochst offensichtlich verletzt wurden mein
verfassungsrechtlichen Anspriiche aus Art. 3 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 20 Abs. 3
und Art. 28 Absétze 1 und 3 des Grundgesetzes.

2. Klar in dem Bewusstsein, dass bereits die dem Beschluss zugrunde liegende Verfiigung
durch ihn selbst rechtswidrig, also zu Unrecht erlassen wurde. Er wusste, dass er darauf
kein Ordnungsmittelmittel erlassen konnte und war sich des erneuten Unrechts bewusst.

3. Aus meinem PKH-Antrag kannte der Richter Neumeier meine finanzielle Situation sehr

genau, wusste dass die Héhe der Tagessétze nicht gerechtfertigt ist, vor allem aber, dass

mir wegen der Nichtverfiigbarkeit der 500 € die Vollstreckung der mehrtdgigen
Ersatzhaft* droht.

4. Mit Beschluss vom 08.12.2015 hat der Richter Neumeier, gegen mich ein Ordnungsgeld in
Hohe von 1000 € mitsamst der Androhung von Ersatzhaft erlassen. Er tat dieses gleich
mehrfach bewusst rechtswidrig, namlich:

1. Klar entgegen prozessualer Vorschriften und war sich bewusst, dass er dieses zu diesem
Zeitpunkt nicht durfte, weil {iber meinen PKH-Antrag in dem Verfahren nicht
rechtskréftig entschieden war. Hochst offensichtlich verletzt wurden mein
verfassungsrechtlichen Anspriiche aus Art. 3 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 20 Abs. 3
und Art. 28 Absdtze 1 und 3 des Grundgesetzes.

2. Klar in dem Bewusstsein, dass bereits die dem Beschluss zugrunde liegende Verfiigung

durch ihn selbst rechtswidrig, also zu Unrecht erging. Er wusste, dass er darauf kein
Ordnungsmittelmittel erlassen konnte und war sich des erneuten Unrechts bewusst.
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10.

3. Aus meinem PKH-Antrag kannte der Richter Neumeier meine finanzielle Situation sehr
genau, wusste dass die Hohe der Tagessétze nicht gerechtfertigt ist, vor allem aber, dass
mir wegen der Nichtverfiigbarkeit der 1000 € die Vollstreckung der mehrtdgigen
LErsatzhaft® droht.

Am 21.12.2015 habe ich den Richter Neumeier wegen der Besorgnis der Befangenheit

abgelehnt und sofortige Beschwerde gegen den o.g. Ordnungsmittelbeschluss eingereicht.

Woartlich habe ich geschrieben:

Zugleich rtige ich die Voreingenommenbheit des Richters Neumeier und die (am LG
Kassel notorische) Verweigerung rechtlichen Gehors.

(Unterstreichung wie im Original)

Das dieses, gerade auch im Hinblick auf die nachfolgende Begriindung, klar erkennbar ein
Befangenheitsantrag ist, ist unbestreitbar, daran haben sowohl die spéter befassten Richter
als auch das Oberlandesgericht keinen Zweifel gelassen.

Am 23.12.2015 hat Richter Neumeier selbst iiber diese sofortige Beschwerde entschieden
und diese zuriick gewiesen obwohl er dieses zu diesem Zeitpunkt, wegen des laufenden
Ablehnungsantrages definitiv (§ 47 Abs. 1 ZPO) nicht durfte.

Am 11.01.2016 erging unter dem Aktenzeichen 14 W 2/16 ein Beschluss des OLG
Frankfurt, in welchem dieses unter anderem ausfiihrte, dass Richter Neumeier bereits den
Nichtabhilfebeschluss vom 23.12.2015 nicht hétte erlassen diirfen.

Mit Beschluss vom 15.01.2016 hat der der Richter Neumeier selbst den Streitwert auf den
vollig absurden Wert von 60.000 (sechzigtausend) € festgelegt, obwohl er dieses zu diesem
Zeitpunkt, wegen des laufenden Ablehnungsantrages definitiv (§ 47 Abs. 1 ZPO) nicht
durfte - und sogar durch den Beschluss des des OLG vom 11.01.2016 verwarnt war.

In der dienstlichen Stellungnahme zu meinen Ablehnungsantrag vom 21.12.2015
behauptete der Richter Neumeier, er habe meinen Ablehnungsantrag nicht als solchen
aufgefasst. Diese Behauptung ist aber vollkommen unglaubbar, denn der Ablehnungsantrag
ist in meinem Schreiben vom 21.12.2015 deutlich formuliert, unterstrichen und weiter
unten begriindet. Diesen nicht als solchen aufzufassen ist einem Richter — abgesehen von
merkwiirdigen Geisteszustanden — im Hinblick auf dessen Pflichten v6llig unmdéglich.
Nach dem ich Richter Neumeier erfolgreich abgelehnt habe wurde mein PKH-Antrag
bewilligt — und die Antragstellerin nahm ,,blitzartig” den Antrag auf den Erlass der
Verfiigung zuriick.

2. Taten der Beschuldigten zu 2. bis 4. (Richterlnnen Quandel,
Eymelt-Niemann, Lange)
Die Akte des 8 O 1209/15 des LG Kassel wird zweifelsfrei folgenden Sachverhalt ergeben:

1.

Am 06.09.2017, behaupteten diese vorsatzlich unwahr, dass ,,objektive Griinde, die
geeignet sind, ein Misstrauen an der Unparteilichkeit des Richters Neumeier zu
rechtfertigen, nicht bestehen. “ und weiter, dass der Richter Neumeier habe das
,»Ablehnungsgesuch vom 16.01.2016 tiberlesen, weil es drucktechnisch, z.B. durch
Unterstreichung nicht hervorgehoben gewesen“ sei.
Die eigenen Kollegen der Beschuldigten zu 2. bis 4. schreiben im Beschluss vom
20.07.2018 dazu wie folgt:
,Im Ergebnis zu Recht rtigt der Antragsteller, dass die abgelehnten Richter Quandel,
Eymelt-Niemann und Lange sich in der Begriindung vom 06.09.2017 auf eine_nahezu
vollstiindig aus pauschalen textbausteinartigen Formulierungen bestehende
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Begriindung zurtickgezogen haben, die sich mit dem eigentlichen und objektiv
zutreffenden Vorwurf gegentiber Vorsitzenden Richter am Landgericht Neumeier
nicht ausreichend auseinandersetzt und im Ubrigen auf nicht zutreffenden
Tatsachenfesteillungen fulSt.“

(und weiter:)

,Die Ausfiihrungen, dass lediglich der Streitwert noch festzusetzen gewesen sei, ist
unzutreffend und allein durch die Wahl des Wortes ,,lediglich“ verharmlosend.
Objektiv betrachtet bedeutet diese Formulierung, dass das Verfahren im Ubrigen
erledigt sei. Dem ist aber im Hinblick auf den noch nicht beschiedenen Widerspruch
mit Nichten so. Es bleibt in der Begriindung des Entscheidung ndmlich
unberticksichtigt, dass — was bis dahin unterblieben war — noch eine Entscheidung
liber das Prozesskostenhilfegesuch des Antragsgegners, den Widerspruch und die
Kosten des Erkenntnisverfahrens anstand . Zudem stand zu besorgen, dass die
Antragstellerin weitere Bestrafungsantrége ausbringen konnte “

(und weiter:)

,,ES ist schlielich — ausreichende Befassung mit dem Ablehnungsverfahren
unterstellt — mit objektiven MaBstdben auch nicht erkldrlich, wieso in der
Begriindung des Beschlusses vom 06.09.2017 tiberhaupt erdrtert wird, Vorsitzender
Richter Neumeier konne ein Ablehnungsgesuch ,,liberlesen“ haben. Letzteres hat
nicht einmal der Richter selbst vorgebracht. “

(und weiter:)

,»Die Summe der aufgezeigten Unzuldnglichkeiten bei der Begriindung der
Entscheidung vom 06.09.2017, das Sichverschliefen vor dem Vorbringen des
Antragsgegners und der untaugliche Versuch, die objektiven Verfahrensverstdfie von
Vorsitzendem Richter Neumeier zu entschuldigen waren schliefSlich im Hinblick auf
die konkrete Situation des Antragstellers zu betrachten und zu bewerten.

(und weiter:)

,» Dies berticksichtigend ldsst aus Sicht einer besonnen denkenden Partei besorgen,
dass den ablehnten Richter aus falsch verstandener Loyalitdt gegeniiber dem Richter
Neumeier einerseits und auf Grund von Voreingenommenheit gegentiber der Person
des Antragstellers und seiner Wortwahl nicht daran gelegen war, sich mit den
umfangreichen Ausfiihrungen des Antragsgegners zu den von ihm gegeniiber
Vorsitzendem Richter am Landgericht Neumeier vorgebrachten Ablehnungsgriinden
auseinanderzusetzen.

3. Tat des Beschuldigten zu 5. (LG-Prasident Simon)

Die Akte der StA Kassel, Aktenzeichen 3640 Js 34593/17 und die Akte 8 O 1209/15 werden
zweifelsfrei folgenden Sachverhalt ergeben:

1. Der beschuldigte Préasident Simon stellte nach meiner Dienstaufsichtsbeschwerde den
Strafantrag zu meinem Nachteil und ganz klar entgegen § 193 StGB. Als Jurist mussten ihm
namlich die zahlreichen und groben Verfehlungen des Richters Neumeier sonnenklar sein.
Das trifft aber ebenso auf das aberwitzig grobe ,,Versagen® der RichterInnen Quandel,
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Eymelt-Niemann und Lange zu. Die Erkenntnisse aus dem Beschluss vom 20.07.2018 hétte
er auch gewinnen konnen, wenn er — vor der Stellung des Strafantrages — in die Akte
geschaut und sich mit geniigender Sorgfalt befasst héitte. Dass ich den Richtern Quandel,
Eymelt-Niemann und Lange entweder Rechtsbeugung oder (alternativ) eine
gesundheitsbedingte Nichteignung zum Richterdienst unterstellte folgt jedenfalls aus deren
grobem Versagen, welches im Hinblick auf dessen Gemeinschaftlichkeit (hier ,,irrten* nicht
ein, sondern 3 RichterInnen, nachdem diese sich ,,aus falsch verstandener ILovalitidt* und
wauf Grund von Voreingenommenheit“ meinem Vortrag verschlossen) eigentlich vollig
unmdglich sein sollte. Was die RichterInnen Neumeier, Quandel, Eymelt-Niemann und
Lange da ,,ablieferten” ist ,,ein starkes Stiick“ und vom Betroffenen sind in einem solch
groben Fall vorsétzlichen Dummstellens stets starke, kritisierende Worte zu erwarten und
durch § 193 StGB ausdriicklich zugebilligt. Der Strafantrag wurde wurde also — auch im

Fall der bewusst unterlassenen Sachpriifung - bewusst wider besseren Wissen gestellt.

4. Tat der Beschuldigten zu 6. (Jasmin Milas)

Die Akte der StA Kassel, Aktenzeichen 3640 Js 34593/17 wird zweifelsfrei folgenden Sachverhalt
ergeben:

1. Die Beschuldigte Jasmin Milas hat ohne jede auch nur halbwegs angemessene
Sachverhaltspriifung und um diesem zu gefallen, also aus Karrieregriinden den Strafantrag

des Beschuldigten Simon in eine Anklage umgeschrieben.
2. Als Juristin mussten ihr die zahlreichen und groben Verfehlungen des Richters Neumeier
sonnenklar sein. Das trifft aber ebenso auf das aberwitzig grobe Versagen der RichterInnen

Quandel, Eymelt-Niemann und Lange zu. Die Erkenntnisse aus dem Beschluss vom

20.07.2018 hiétte diese auch gewinnen kénnen, wenn sie — im Rahmen der Ermittlungen — in
die Akte geschaut und sich mit geniigender Sorgfalt befasst hitte. Dass ich den Richtern

Quandel, Eymelt-Niemann und Lange entweder Rechtsbeugung oder (alternativ) eine
gesundheitsbedingte Nichteignung zum Richterdienst unterstellte folgt jedenfalls aus deren
grobem Versagen, welches im Hinblick auf dessen Gemeinschaftlichkeit (hier irrten nicht
ein, sondern 3 RichterInnen, nachdem diese sich ,,aus falsch verstandener Lovalitdt* und
wauf Grund von Voreingenommenheit” meinem Vortrag verschlossen) eigentlich vollig
unmoglich sein sollte. Was die RichterInnen Neumeier, Quandel, Eymelt-Niemann und
Lange da ,,ablieferten” ist ,,ein starkes Stiick“ und vom Betroffenen sind in einem solch
groben Fall vorsédtzlichen Dummstellens stets starke, kritisierende Worte zu erwarten und in.
§ 193 StGB ausdriicklich zugebilligt. Die Anklage wurde — auch im Fall der bewusst
unterlassenen Sachpriifung - bewusst wider besseren Wissen erhoben.

Tatwlrdigung

Rechtsgrundlagen

Eine Rechtsbeugung kommt nicht allein durch Verletzung materiellen Rechts, sondern auch bei
einem Verstof8 gegen prozessuale Vorschriften in Betracht, sofern ein Richter durch sein Verhalten
nicht lediglich die abstrakte Gefahr einer falschen Entscheidung, sondern die konkrete Gefahr eines
unrechtméaligen Vor- oder Nachteils fiir eine Partei schafft (BGHSt 32, 257 f.; BGHSt 38, 381, 383;
BGHSt 42, 343 f).

Zwar stellt nicht jede unrichtige Rechtsanwendung eine Beugung des Rechts im Sinne des § 339
StGB dar; vielmehr enthélt der Tatbestand nach standiger Rechtssprechung ein sogenanntes
normatives Element (BGH, NStZ-RR 2001, 243, 244). Dennoch sollen elementare Rechtsverstofe
dem Tatbestand unterfallen, bei denen sich der Téater bewusst und in schwerer Weise von Recht und
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Gesetz entfernt (BGHSt 34, 146, 149; BGHSt 38, 381, 383; BGHSt 42, 343, 345). So begriindet
zwar die (bloRe) Unvertretbarkeit einer Entscheidung eine Rechtsbeugung noch nicht (BGH, NStZ
1996, 86 m. w. N.). Aber auf der anderen Seite kann in der Anzahl und in dem Gewicht der
begangenen Verfahrensverstole ein tragfahiges Indiz fiir eine sachwidrige Motivation eines
Richters oder eines Staatsanwaltes im Sinne des § 339 StGB liegen. Die Indizien kdnnen sich aus
den festzustellenden Begleitumstdnden, etwa dem Ablauf des Verfahrens, ergeben. Fiir die
Erfiillung des ungeschriebenen normativen Tatbestandsmerkmales kann es dabei sprechen, wenn
ein Richter eine Entscheidung zum Nachteil einer Partei unter bewusster Begehung eines
schwerwiegenden Verfahrensfehlers trifft (BGH, Beschluss vom 07. Juli 2010 — 5 StR 555/09, im
vorliegenden Verfahren).

Auch ein Staatsanwalt kann eine Rechtsbeugung als Téter wie auch als Teilnehmer begehen
(BGHSt 43, 183, 187 ff.; BGHSt 40, 169, 177; MiinchKommStGB-Uebele, § 339 Rdnr. 12; Fischer,
aa0, § 339 Rdnr. 6 m.w.N.). Die gesamte Tatigkeit des Staatsanwalts im Ermittlungsverfahren stellt
sich ndmlich als die eigene Leitung einer Rechtssache i.S. des § 339 StPO dar (vgl. LK-Spendel,
StGB, § 339 Rdnr. 19; Fischer, a.a.0.).

1. Tatwlrdigung hinsichtlich des Beschuldigten zu 1.
(Richter Neumeier)

Die zahlreichen, objektiv bestehenden Verfahrensverstéfe, die samtlich zu meinem Nachteil
erfolgten, sind in der Anzahl und in dem Gewicht ein tragfahiges Indiz fiir eine sachwidrige
Motivation des Richters Neumeier im Sinne des § 339 StGB. Der Richter Neumeier hat mich so
offensichtlich benachteiligen wollen und dabei auch einfachste und ihn bindende Regelungen der
Verfahrensfiihrung dreist verletzt. Die Sache hétte jederzeit schwerste Auswirkungen haben koénnen,
ndmlich mit einem Freiheitsentzug — Freiheitsberaubung — enden kénnen. Hinsichtlich der
Freiheitsberaubung ist der Versuch zu unterstellen.

Es fallt vor allem auch auf, wie schnell der Richter Neumeier nicht eilige Entscheidungen zu
Gunsten der Antragstellerin traf, ndmlich stets innerhalb ganz weniger Tage. Dieses widerspricht

allen Fristen, die ich vom LG Kassel kenne. Gleichartige Entscheidungen brauchen an diesem
Gericht namlich fiir gewohnlich Monate. Dieses manifestiert sich auch am Verfahrensverlauf.

Es fallt aber auch auf, dass, nachdem der Richter Neumeier nicht mehr das Verfahren fiihrte, die
Antragstellerin den Antrag auf den Erlass der einstweiligen Verfiigung ,,blitzartig” zuriick nahm.
Ganz offensichtlich war sich die Antragstellerin des Umstandes bewusst, dass diese — ohne Richter
Neumeier - das Verfahren verlieren wird. Das weckt den dringenden Verdacht einer korruptiven
Absprache zwischen dem Richter Neumeier und der Antragstellerin oder deren Vertretern.

2. Tatwirdigung hinsichtlich der Beschuldigten zu 2. bis 4.
(Richterlnnen Quandel, Eymelt-Niemann, Lange)

Die RichterInnen handelten zu dritt. Allein dieser Umstand schliel$t einen einfachen Irrtum aus. Die
Rechtsbeugung erfolgt in diesem Fall schon dann, wenn zwei der Richterinnen in einem Interesse
an der Optimierung der eigenen Freizeit ohne eigene Aktenkenntnis und ohne eigenes Befassen den
von einem dritten oder von einer dritten geschrieben Beschluss mit unterschreiben. (BGH 1 StR
201/09 - Beschluss vom 24. Juni 2009). Die Richterinnen handelten, wenn nicht in der Absicht, ,,die
eigene Freizeit zu optimieren®, dann gemeinschaftlich aus falsch verstandener Loyalitét gegeniiber

dem Richter Neumeier einerseits und weil ihnen auf Grund von Voreingenommenheit gegeniiber
meiner Person nicht daran gelegen war, sich mit den Akten und meinem Vorbringen

auseinanderzusetzen. Ein derart elementarer, gemeinschaftlich begangener RechtsverstoR zeugt
davon, dass sich die Beschuldigten bewusst und in schwerer Weise von Recht und Gesetz entfernt
haben als diese durch objektiv und (im Hinblick darauf, dass es drei Richterinnen sind) subjektiv
tatsachenwidrige Behauptungen versuchten, den Richter Neumeier im Verfahren zu halten und das
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von ihm offensichtlich begangene Unrecht zu konservieren.

Darunter fallen auch die Ordnungsmittel, die Richterinnen wussten also, dass deren Verhalten zu
einer Vollstreckung einer bewusst zu Unrecht verhangenen Freiheitsstrafe fiihren kann. Die
Beschuldigten haben sich also auch — als Mittéter - der Straftat der versuchten, mittelbaren,
schweren Freiheitsberaubung schuldig gemacht.

3. Tatwirdigung hinsichtlich des Beschuldigten zu 5.
(LG-Prasident Simon)

Der Président Simon hat bei der Stellung des Strafantrages entweder iiber jedes Mal hinaus
leichtfertig gehandelt oder er verfolgt mit dem bewusst tatsachenfremden Strafantrag offensichtlich
das Ziel, die ihm klaren Verfehlungen der ihm unterstellten Richter zu decken und mich durch die
Belastung mit dem Strafverfahren mindestens zu einer ihm und den Beschuldigten von 1 bis 4
genehmeren Wortwahl anzuhalten und so an einer effektiven Verteidigung gegen die regelmafig
von verurteilten Kriminellen am LG Kassel erhobenen Anspriiche zu hindern.

4. Tatwuirdigung hinsichtlich der Beschuldigten zu 6.
(Staatsanwaltin Jasmin Milas)

Jasmin Milas hat pflichtwidrig gar nichts ermittelt, sondern einfach eine Anklageschrift verfasst.
Entweder handelte diese im Interesse an der Optimierung der eigenen Freizeit (BGH 1 StR 201/09 -
Beschluss vom 24. Juni 2009), oder — ich weill nicht was schlimmer ist —um dem Prasident des L.G
Kassel zu gefallen oder gar in Schadigungsabsicht weil manche Mitarbeiter der StA Kassel ,,sauer”
auf mich sind - also in jedem Fall aus einer, ihr bewussten, sachwidrigen Motivation heraus.

Ein ,,einfacher Irrtum“ ist bei einer derart klar ausbleibenden Tatigkeit zu Ermittlung entlastender
Umstdnde — zu der die StA Milas verpflichtet ist — nicht annehmbar.

Sonstiges:

* Ich ersuche um Aktenzeichen- und Bearbeitungsmitteilung(en).

* Ich werde mich nicht mit den {iblichen, inhaltsleeren Textbausteinen zufrieden geben.

Hinweise an die Justizministerin Eva Kithne-Hormann:

Was hier gelaufen ist, ist, ebenso wie der Umstand, dass Dr. Blumenstein trotz der von ihm héchst

mutwillig zu meinem Nachteil begangenen Rechtsbeugung und Freiheitsberaubung in der Sache
9 0 1391/06 des .G Kassel noch immer Richter am LG Kassel ist, ein Skandal.

Was am LG Kassel, speziell den Zivilkammern, 1duft, hat kaum noch etwas mit ,,Recht und Gesetz*
zu tun — es geht hier um komplett aus dem Ruder laufende — und bis zu ausgewachsenen Straftaten
reichende Willkiir, die von der, ebenso willkiirlich handelnden und manchmal sogar offensichtlich
objektiv wie subjektiv, teils ,rotzfrech” unwahr ,argumentierenden“ StA Kassel gedeckt wird.

Am LG Kassel und in der StA Kassel existiert eine fulminant gewachsene Kultur der
Rechtsbeugung, die Legitimitédt beider Organisationen ist schwer beschadigt.

Sie haben hier also aufzurdumen!

Jorg Reinholz //

Kassel, am 1. Marz 2020/ . [

/ | o
/ d 7 \\\_‘// 4



	Beweismittel
	Tathergang
	1. Taten des Beschuldigten zu 1. (Richter Neumeier)
	2. Taten der Beschuldigten zu 2. bis 4. (RichterInnen Quandel, Eymelt-Niemann, Lange)
	3. Tat des Beschuldigten zu 5. (LG-Präsident Simon)
	4. Tat der Beschuldigten zu 6. (Jasmin Milas)

	Tatwürdigung
	Rechtsgrundlagen
	1. Tatwürdigung hinsichtlich des Beschuldigten zu 1. (Richter Neumeier)
	2. Tatwürdigung hinsichtlich der Beschuldigten zu 2. bis 4. (RichterInnen Quandel, Eymelt-Niemann, Lange)
	3. Tatwürdigung hinsichtlich des Beschuldigten zu 5. (LG-Präsident Simon)
	4. Tatwürdigung hinsichtlich der Beschuldigten zu 6. (Staatsanwältin Jasmin Milas)

	Sonstiges:
	Hinweise an die Justizministerin Eva Kühne-Hörmann:

